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Vorwort zur 2. Auflage

„Steuern erheben heißt die Gans so zu 
rupfen, dass man möglichst viele Federn mit 
möglichst wenig Gezische bekommt.“

Jean-Baptiste Colbert (1619–1683)
Französischer Staatsmann

Die erste Auflage erschien kurz nach der Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer.
Danach schien es nur noch eine Frage der Zeit zu sein, bis die Gewerbesteuer ins-
gesamt ihr Ende finden würde. Doch acht Jahre später hat die Gewerbesteuer sich
nicht nur behauptet; mit den Vorschlägen für eine Unternehmensteuerreform
2008 dürfte sie auf mittlere Sicht in ihrem Bestand sogar gefestigt sein. Zwischen-
zeitlich wurden darüber hinaus Überlegungen angestellt, die Gewerbesteuer im
Zuge einer umfassenderen Gemeindefinanzreform erheblich auszubauen.

Gleichwohl hat es in den vergangenen Jahren eine Fülle von Veränderungen
gegeben, die es angeraten sein ließen, eine Neuauflage vorzunehmen. So hat durch
den Vorschlag der Länder Bayern und Rheinland-Pfalz die Grundsteuerdiskussion
eine neue Dynamik gewonnen. Die Gewerbesteuer für Personengesellschaften hat
nach der teilweisen Anrechnung der Gewerbesteuerzahlung auf die persönliche
Einkommensteuerschuld ihren Charakter deutlich verändert. Mit der Mindest-
gewinnbesteuerung und der Einführung von Mindesthebesätzen im Rahmen der
Gewerbesteuer soll Auswüchsen der Steuergestaltung begegnet werden. Schließ-
lich hat auch die generelle Reformdiskussion mit den Vorschlägen der Ber-
telsmann-Stiftung und der Stiftung Marktwirtschaft neue Impulse erfahren. Die
noch immer nicht abgeschlossene Diskussion um einen endgültigen Verteilungs-
schlüssel beim Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer macht jedoch deutlich, wie
kompliziert die Ablösung einer kommunalen Steuer durch ein anderes Finanzie-
rungssystem ist.

Darüber hinaus ist der Blick auf die Situation im Ausland erweitert worden, da
die deutsche Reformdebatte inzwischen stets auch diesen Aspekt aufnimmt. Dabei
zeigt sich, dass weder die deutsche Kommunalautonomie, noch aber auch die deut-
sche Gewerbesteuer einzigartig auf der Welt sind. Schließlich sind auch die Aus-
führungen zur Problematik der Gemeinde als Steuerschuldner erweitert worden,
da diese Frage in der Praxis zunehmend an Bedeutung gewonnen hat. Im Übrigen
wurden die Ausführungen aktualisiert und wo nötig – insbesondere auch im Hin-
blick auf die einschlägige Rechtsprechung – ergänzt. In dem Zusammenhang sind
im haushaltsrechtlichen Teil die entsprechenden Hinweise auf Veränderungen
durch die Einführung der kommunalen Doppik gegeben. Der Stil der Darstellung,
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die sich bewusst an den kommunal(politischen) Praktiker wendet, ist dabei unver-
ändert geblieben.

Der Verfasser hat wiederum viele Anregungen aus Gesprächen mit kommuna-
len Praktikern im Städtetag Rheinland-Pfalz, im Deutschen Städtetag und im
Deutschen Städte- und Gemeindebund erhalten. Ihnen sei an dieser Stelle ganz
herzlich gedankt. Neben Frau Ute-Brockmann-Kneip, die schon die erste Auflage
kritisch begleitet hatte, seien namentlich Helmut Dedy vom Deutschen Städte-
und Gemeindebund sowie Hanns Karrenberg vom Deutschen Städtetag genannt.
Gleichwohl gehen alle Fehler der Darstellung ausschließlich zu Lasten des Autors.

Mainz, im März 2007 Gunnar Schwarting

Vorwort zur 1. Auflage

Eigene Steuern sind seit jeher in besonderem Maße Ausdruck der Finanzautono-
mie lokaler Gebietskörperschaften. Je stärker die Kommunen auf Steuereinnah-
men zurückgreifen können, auf die sie selbst Einfluß nehmen, umso weniger sind
sie von direkten Zahlungen des Staates, im Verfassungssystem der Bundesrepublik
Deutschland der Länder, abhängig. Deshalb sind die Diskussionen über Garantien
der finanziellen Selbstverantwortung der Kommunen im Grundgesetz gerade auf
das Steuersystem ausgerichtet. Insbesondere nach der jüngsten Änderung des
Grundgesetzes in diesem Zusammenhang räumt Art. 28 Abs. 2 GG den Gemein-
den ausdrücklich das Recht auf eigenverantwortlich zu gestaltende Steuerquellen
ein. Die Stellung der Gemeinden in der Finanzverfassung ist damit auf den ersten
Blick deutlich gestärkt worden.

Die Grundgesetzänderung ist jedoch ohne die vorangegangene Entwicklung der
letzten 30 Jahre nicht zu verstehen. Das Gemeindesteuersystem ist in diesem Zeit-
raum außerordentlichen Veränderungen unterworfen gewesen. Waren seit den
Miquelschen Steuerreformen zum Ausgang des letzten Jahrhunderts Grund- und
Gewerbesteuer die tragenden Säulen der Gemeindefinanzen, hat sich dieses Bild
seither deutlich verändert. Mit der Gemeindefinanzreform von 1969 wurden die
Gemeinden in den Steuerverbund von Bund und Ländern im Wege der Einkom-
mensteuerbeteiligung einbezogen. Spätestens seit dem 1. 1. 1998 gilt dies nun auch
für die Umsatzsteuer.

Gleichzeitig hat der Gesetzgeber namentlich die Gewerbesteuer in immer
rascherer Folge ausgehöhlt. Von der einst dominierenden Kommunalsteuer in
Deutschland ist – bei strenger Betrachtung – nur noch ein Torso geblieben. Trotz
der verfassungsmässigen Garantien kommunaler Selbstverwaltung haben es die
Städte und Gemeinden erleben müssen, daß ihre Einnahmequellen zum Objekt
staatlicher Finanzpolitik geworden sind. Die Abschaffung der Lohnsummensteuer



Vorwort zur 1. Auflage

7

zum 1. 1. 1980 und der Gewerbekapitalsteuer zum 1. 1. 1998 markieren dies wohl
am deutlichsten. Zugleich sind die Städte und Gemeinden über die Anteile an der
Einkommen- und der Umsatzsteuer gleichfalls in hohem Maße von staatlichen
Entscheidungen abhängig. Dies gilt nicht nur für die Gestaltung der Steuern, son-
dern vor allem auch für das System der Verteilung des kommunalen Anteils auf die
Gemeinden selbst.

Die Anteile der Städte und Gemeinden an staatlichen Steuern nehmen eine selt-
same Zwischenstellung ein. Sie werden zwar den kommunalen Steuereinnahmen
zugerechnet; eine eigenständige steuerpolitische Verantwortung der Kommunen
existiert jedoch nicht, da das Aufkommen nach staatlicherseits bestimmten Schlüs-
seln verteilt wird. In den letzten Jahrzehnten hat sich das kommunale Steuersys-
tem insoweit in Teilen zu einem Steuerverteilungssystem verändert.

Angesichts dieser nachhaltigen Veränderungen überrascht es, daß Veröffent-
lichungen zum Gesamtkomplex der kommunalen Steuern selten sind. Sie werden
zum einen im Rahmen allgemeiner Erörterungen zur kommunalen Haushaltswirt-
schaft oder zur Stellung der Kommunen in der Finanzverfassung abgehandelt.
Zum anderen finden sich Veröffentlichungen zu einzelnen Steuern, namentlich
der Gewerbesteuer, oder zu Vorschlägen zu einer Fortführung der Gemeinde-
finanzreform. An einer aktuellen Darstellung des kommunalen Steuersystems
fehlt es bislang.

Das vorliegende Buch versucht, diese Lücke zumindest teilweise zu schließen.
Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf den finanzwirtschaftlichen Fragen, die für
die kommunale Praxis von besonderer Bedeutung sind. Darüber hinaus sollen aber
auch die Hauptlinien der Diskussionen über die Fortentwicklung des gemeindli-
chen Steuersystems dargestellt werden, um auf diese Weise typische Konflikte und
Konfliktlösungen im Rahmen einer föderalen Finanzverfassung zu zeigen.

Gleichwohl muß ein solches Vorhaben unvollständig bleiben. Zum einen schrei-
tet die aktuelle Entwicklung voran; in absehbarer Zeit werden Entscheidungen zur
Bewertung im Grundsteuerverfahren und zur Bildung eines Verteilungsschlüssels
für den Umsatzsteueranteil zu treffen sein. Zum anderen werden explizit steuer-
und abgabenrechtliche Fragen (  Band 1 dieser Schriftenreihe) nur insoweit auf-
geworfen, als sie für den Gang der Argumentation erforderlich sind. Schließlich
kann auch die interessante Problematik der Gemeinde als Steuerschuldner nur
kurz gestreift werden.

Angesichts der differenzierten kommunalen Landschaft sind Vereinfachungen
unumgänglich. Die speziellen Besonderheiten in den einzelnen Bundesländern,
aber auch nach wie vor bestehende Unterschiede zwischen alten und neuen
Bundesländern können nicht bis in die Einzelheiten verfolgt werden. Dies
erscheint – bei einer weitgehend durch bundesgesetzliche Regelungen dominier-
ten Materie – allerdings auch vertretbar.

Nach einem einführenden Kapitel, in dem die Rahmenbedingungen kommuna-
ler Steuerpolitik, einige Fakten und Begriffsbestimmungen dargestellt werden,
folgt eine Übersicht über die rechtlichen Grundlagen kommunaler Steuern. Dabei
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wird differenziert nach den verfassungs-, abgaben- und haushaltsrechtlichen
Aspekten. Ein umfassendes Kapitel ist den Fragen einer Gemeindefinanzreform
gewidmet; darin sollen nicht nur die verschiedenen Konzepte vorgestellt, sondern
auch die tatsächliche Entwicklung der letzten 3 Jahrzehnte beleuchtet werden. In
den folgenden Kapiteln werden dann die kommunalen Steuern im einzelnen
betrachtet. Für die Grund- und Gewerbesteuer, die kommunalen Beteiligungen an
Staatssteuern sowie die örtlichen Aufwand- und Verbrauchsteuern werden jeweils
die Grundzüge der Erhebung und Zurechnung auf die Gemeinden, eine kurze
empirische Übersicht und eine finanzpolitische Bewertung gegeben. Dabei kon-
zentriert sich die Bewertung – den Intentionen dieses Buches folgend – vor allem
auf die kommunalrelevanten Aspekte.

Die Darstellung fußt nicht unerheblich auf den Erfahrungen, die der Verfasser
einerseits als Finanzverantwortlicher einer Mittelstadt, andererseits als Reprä-
sentant eines kommunalen Spitzenverbandes gesammelt hat. Er ist daher vielen
Kolleginnen und Kollegen für ihre Anregungen in vielen Diskussionen dankbar.
Ein namentlicher Dank gilt Frau Ute Brockmann-Kneip, Leiterin des Steueramtes
der Stadt Koblenz, die wesentliche Passagen des Buches einer kritischen Durch-
sicht unterzogen hat. Es ist jedoch selbstverständlich, daß für alle Fehler und Män-
gel der Autor allein die Verantwortung trägt.

Mainz, im September 1998 Gunnar Schwarting
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